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Vorwort

Dieser Band ist ein Gemeinschaftswerk. Er ist aus dem langjährigen Zusammenwirken 
einer Gruppe entstanden, die Regulierungsfragen für einen gewissen Zeitraum in den 
Mittelpunkt ihrer weiter andauernden wissenschaftlichen Zusammenarbeit gerückt 
hat. Ziel ist es gewesen, das Regulierungsrecht als ein vom herkömmlichen Gewerbe-
recht und vom Kartellrecht zu unterscheidendes eigenständiges Rechtsgebiet zu er-
schließen, welches über die klassischen Netzwirtschaften hinausreicht. Dies schließt 
selbstverständlich unterschiedliche Akzentsetzungen und rechtspolitische Bewer-
tungen nicht aus, wie sie auch in diesem Werk zwischen den Autoren anzutreffen und 
durch Querverweise offengelegt sind.

Den Herausgebern oblag nicht mehr als die unverzichtbare Koordination und Bün-
delung der gemeinsamen Arbeit. Hierzu gehört es auch, den Dank an die Fritz Thyssen 
Stiftung auszusprechen, die das Werk großzügig gefördert hat. Als wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen in Jena haben Frau Dr. Kirstin Karalus und Frau Dr. Claudia Matiss 
sowie Frau Karolin Hillmann und Frau Ulrike Bolle seine Entstehung – überwiegend auf 
der Basis der erwähnten Förderung – maßgeblich unterstützt, wofür wir ebenfalls herz-
lich danken. In diesen Dank schließen wir gern denjenigen für den Einsatz von Frau 
Susanne Prater und Frau Dörte Schanz-Wilkening in unseren Sekretariaten ein. Schließ-
lich danken wir dem Verlag Mohr Siebeck und seinem Geschäftsführer, Herrn Dr. 
Franz-Peter Gillig, für die Aufnahme ins Verlagsprogramm.

Hamburg und Jena, im Sommer 2009 Michael Fehling
Matthias Ruffert
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Oliver Lepsius

§  1 Regulierungsrecht in den USA: 
Vorläufer und Modell

Oliver Lepsius
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Theory and Operation of Independent Federal Agencies, Administrative Law Review 52 (2000), 
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Stewart/Cass Sunstein/Adrian Vermeule, Administrative Law and Regulatory Policy, 6.  Aufl ., 
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A. Einleitung

I. Zwei Geburtsstunden des Regulierungsrechts

 1 1Das Regulierungsverwaltungsrecht wurde zwei Mal geboren und dies im Abstand von 
100 Jahren: zum einen um 1890 in den Vereinigten Staaten, zum anderen um 1990 in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Die jeweiligen Entstehungskontexte un-
terscheiden sich politisch, juristisch und konzeptionell, und dies wirkt sich auf die 
Konzeption und Ausgestaltung des Regulierungsrechts aus. Die mit Regulierung ver-
folgten wirtschaftspolitischen Ziele des US-amerikanischen sowie des europäischen 
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Modells der Regulierung erheben konträre Erwartungen. Schematisch lassen sich die 
jeweils anderen Grundkonzeptionen wie folgt gegenüberstellen: In den USA dient die 
Wirtschaftsregulierung dazu, Marktversagen zu beheben. Mit verwaltungsrechtlichen 
Mitteln sollen Wettbewerb und Gemeinwohl in Einklang gebracht werden. Wett bewerb 
und Gemeinwohl sind die Regelungsgegenstände. Zu diesem Zweck werden unabhän-
gige Regulierungsbehörden gegründet, die zugleich zu einem allgemeinen Organisa-
tionsmodell des amerikanischen Bundesverwaltungsrecht werden. Die Regulierungs-
behörde verkörpert den institutionellen Regelfall der US-amerikanischen Bundesver-
waltung.

 2 2Anders ist die Ausgangslage in Europa hundert Jahre später.1 Das mit Regulierung 
verfolgte primäre Ziel ist hier die Schaffung von Wettbewerbsmärkten in zuvor staats-
monopolistisch organisierten Branchen. Mit verwaltungsrechtlichen Mitteln soll Ge-
meinwohl durch Wettbewerb gefördert werden. Wettbewerb ist hier ein Regelungsmit-
tel, nicht, wie in den Vereinigten Staaten, der Regelungsgegenstand. In der europäischen 
Perspektive sind Regulierungsbehörden nicht der organisatorische Normalfall, sondern 
eine bereichsspezifi sche Ausnahme vom Modell der hierarchisch strukturierten und 
monokratisch verantwortlichen Wirtschaftsaufsicht. Zwar unterscheiden sich die Kon-
texte, in denen Regulierungsverwaltungsrecht in den USA und Europa entstand. Die 
über hundertjährige Geschichte der Regulierung in den USA liefert indes einen großar-
tigen Erfahrungsfundus für das Regulierungsverwaltungsrecht insgesamt. Wer die 
Chancen und Grenzen der Idee der Regulierung verstehen will, sollte die Höhen und 
Tiefen des amerikanischen Regulierungsverwaltungsrechts in Grundzügen kennen.

II. Eisenbahn als Anlaß und Ursprungsbranche

1. Marktversagen im amerikanischen Eisenbahnwesen

 3 3Regulierung und unabhängige Regulierungsbehörden sind eine US-amerikanische 
Erfi ndung des ausgehenden 19. Jahrhunderts. Sie sind nicht das Ergebnis langwieriger 

1 Die Entwicklungsstränge kontrastierend auch Masing, AöR 128 (2003), 562. Die aktuelle 
europäische Entwicklung mit der US-amerikanischen Tradition kontrastierend und aus dieser 
auch bewertend Antonio La Spina/Giandomenico Majone, Lo Stato regolatore, Bologna 2000, 
S.  23 ff., 61 ff., 173 ff.; Giandomenico Majone, The rise of statutory regulation in Europe, in: ders. 
(Hrsg.), Regulating Europe, Paris 2006, S.  47 (49–54); Martine Lombard, Régulation écono-
mique et démocratie, London 1996, S.  81 ff. Zum Vorbildchrakter der USA auch Norbert Reich, 
Staatliche Regulierung zwischen Marktversagen und Politikversagen, 1984 S.  5 ff.; Jürgen Mül-
ler/Ingo Vogelsang, Staatliche Regulierung – Regulated Industries in den USA und Gemeinwohl-
bindung in wettbewerblichen Ausnahmebereichen in der Bundesrepublik Deutschland, 1979; 
Frank Schorkopf, Regulierung nach den Grundsätzen des Rechtsstaats, JZ 2008, 20, 22 f.; José 
Esteve Pardo, La regulación de industrias y public utilities en los EE. UU., in: Muñoz Machado/
ders. (Hrsg.), Derecho de la Regulació  n Econó  mica, Bd.  I, Madrid 2009, S.  293 (295 ff.). 
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systematischer Strukturentscheidungen, sondern verdanken ihre Entstehung der prag-
matischen politischen Reaktion auf konkrete Mißstände in einem Wirtschaftszweig, 
der für die amerikanische Wirtschaft im ausgehenden 19. Jahrhundert von herausra-
gender Bedeutung war: dem Eisenbahnwesen.

 4 4Die Eisenbahn spielte für die wirtschaftliche Erschließung der Neuen Welt eine zen-
trale Rolle. Ihre politische und militärische Bedeutung hatte sie bereits im amerika-
nischen Bürgerkrieg (1861–1865) unter Beweis gestellt, als sie vor allem den Nordstaaten 
ermöglichte, Truppenkontingente über weite Distanzen zu verlegen und zu versorgen. 
Für die Nordstaaten mit ihrer arbeitsteilig operierenden Industriegesellschaft wie für 
den agrarisch strukturierten Süden sowie den neu besiedelten Mittleren Westen war die 
Eisenbahn das wichtigste Infrastrukturmittel.2 Aber nicht nur Industrie und Landwirt-
schaft, Siedler und Militär waren auf die Eisenbahn angewiesen. Die Eisenbahn geriet 
auch in den Blick des Kapitalmarktes und galt vielen, darunter selbst deutschen Investo-
ren,3 als Spekulationsobjekt. Viele Strecken wurden nicht nur aus verkehrswirtschaft-
lichen Erwägungen errichtet, sondern dienten als lukrative Kapitalanlage. Von Anfang 
an gerieten die Verkehrsinteressen der Bevölkerung mit den Gewinnerwartungen der 
Anleger in Konfl ikt. Die Eisenbahn verklammerte unterschiedliche Interessen der 
Bevölkerung in ländlichen Räumen und in Ballungsgebieten, der Schwerindustrie und 
der Landwirtschaft, aber auch des Kapitalmarkts und des Unternehmertums sowie der 
Infrastrukturpolitik. Die Eisenbahn war das erste big business der USA.4 Sie avancierte 
zum Inbegriff des wirtschaftlichen und politischen Aufstiegs Amerikas5 und materia-
lisierte den Gedanken von Wettbewerb und Profi t, gegründet auf die Landnahme des 
Kontinents und seine wirtschaftliche Ausbeutung. In Amerika war die Eisenbahn in 
erster Linie ein Wirtschaftszweig, in zweiter Linie ein infrastrukturpolitisches Problem. 
Die wirtschaftliche Wahrnehmung übertraf die politische. In Europa sah man das um-

2 Die klassische Untersuchung stammt von John Stover, American Railroads, 1961, Nd. Chi-
cago 1976. Lebhafte Schilderung bei Marco d’Eramo, Das Schwein und der Wolkenkratzer. Chi-
cago: eine Geschichte unserer Zukunft, 1996, S.  16 ff.; William Cronon, Nature’s Metropolis. 
Chicago and the Great West, New York 1991, S.  55 ff.; James Ely, Railroads and American Law, 
Lawrence 2001, S.  43 ff., 71 ff. Zur Entwicklung und Monopolbildung in den Südstaaten vgl. Wil-
liam Thomas, Lawyering for the Railroad, Baton Rouge 1999.

3 Den Informationsbedürfnissen deutscher Kapitalanleger dienten umfängliche Publikati-
onen in Deutschland, die über das amerikanische Eisenbahnwesen in jeder wirtschaftlichen, 
technischen und rechtlichen Hinsicht aufklärten. Vgl. etwa das seit 1878 erscheinende Archiv 
für Eisenbahnwesen, in dem vor allem Alfred von der Leyen über die eisenbahnrechtlichen Ent-
wicklungen in den USA informierte. Den Informationsbedürfnissen der Kapitalanleger über die 
einzelnen Eisenbahngesellschaften kam etwa nach: J. Singer, Die amerikanischen Bahnen und 
ihre Bedeutung für die Weltwirtschaft, 1909.

4 Um 1855 verfügten die USA bei 5% der Weltbevölkerung über 50% der weltweit gebauten 
Eisenbahnstrecken; vgl. Stover (Fn.  2), S.  38.

5 Robert Fogel, Railroads and American Growth, Baltimore, 1964; vgl. auch Daniel Boorstin, 
Preface, in: Stover (Fn.  2), V: „While railroads in Europe were commonly the servants of establis-
hed communities, in America railroads were often their creators.“
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gekehrt: Eisenbahnen waren primär ein Instrument der Infrastrukturpolitik und erst 
in zweiter Linie eine Wirtschaftsbranche.6

 5 5In Nordamerika kam es bereits in den 1860er Jahren zu erheblichen Auseinander-
setzungen im Eisenbahnwesen, weil die wirtschaftlichen und die sozialen Interessen 
divergierten.7 In den 1880er Jahren brach auf zahlreichen Linien ein unerbittlicher 
Wettbewerb aus. Die großen Gesellschaften machten sich mit Parallelverkehren Kon-
kurrenz und unterboten sich gegenseitig. Hier entstehende Betriebsverluste kompen-
sierten die Bahngesellschaften mit überhöhten Tarifen auf Kurz- und Nebenstrecken, 
bei denen sie Monopole besaßen. In der Folge litten die lokalen Wirtschaftsinteressen 
und besonders Kleinbauern unter überteuerten Regionaltarifen, während die überregi-
onal operierende Großindustrie von den Ratenkriegen auf den Langstrecken profi tierte. 
Aber auch die Kapitalanleger waren mit der Ertragslage unzufrieden. Durch die rui-
nösen Ratenkriege wurde manche Gesellschaft in den Konkurs getrieben und die An-
leger ihres Kapitals beraubt. Marktversagen war allerorten spürbar und verlangte nach 
Maßnahmen.8 Am Anfang der amerikanischen Wirtschaftsregulierung stehen die 
ökonomischen und sozialen Nachteile branchenspezifi schen Gewinnstrebens. Com-
petition had run mad.9

2. Verstaatlichung in Deutschland

 6 6Die wirtschaftliche Entwicklung des amerikanischen Eisenbahnwesens unterschied 
sich erheblich von jener in Deutschland.10 In Deutschland11 vermied man Parallelver-

6 Vgl. Ralf Roth, Das Jahrhundert der Eisenbahn. Die Herrschaft über Raum und Zeit 1800–
1914, 2005; Wolfgang Schivelbusch, Geschichte der Eisenbahnreise. Zur Industrialisierung von 
Raum und Zeit im 19. Jahrhundert, 1977. Beide betonen die soziale und kulturelle Bedeutung 
der Eisenbahn. Zur historischen Abgrenzung von Preußen und Großbritannien einerseits und 
den USA andereseits siehe auch Mathias Schmoeckel, Dauerhaft engpassfreie Märkte durch „Re-
gulierung“?, in: http://www.forhistiur.de/zitat/0902schmoeckel.htm. Tn. 6 ff., 19 ff., der „Regu-
lierung“ aber materiell, nicht institutionell kennzeichnet.

7 Näher William Ripley, Railraods. Rates and Regulation, New York 1912, S.  380 ff., 411 ff.
8 Näher dazu Kleinsteuber, Staatsintervention und Verkehrspolitik in den USA, S.  5–20; Lep-

sius, Verwaltungsrecht unter dem Common Law, S.  70–73 m. w. N.
9 So Ripley (Fn.  7), S.  449.
10 Vgl. L. Wehrmann, Die Verwaltung der Eisenbahnen, 1913, S.  13 ff. (Frankreich, Deutsch-

land, England, die USA und andere Länder vergleichend); Bernhard Witte, Eisenbahn und Staat. 
Ein Vergleich der europäischen und nordamerikanischen Eisenbahnorganisationen in ihrem 
Verhältnis zum Staat, 1932, S.  42 ff., 116 ff.; Volker Then, Eisenbahnen und Eisenbahnunterneh-
mer in der Industriellen Revolution, 1997 (Preußen, England und die USA vergleichend); Col-
leen Dunlavy, Politics and Industrialization. Early Railroads in the United States and Prussia, 
Princeton 1994; Detlef Vagts, Railroads, Private Enterprise and Public Policy – Germany and the 
United States 1870–1920, in: Horn/Kocka (Hrsg.), Recht und Entwicklung der Großunterneh-
men im 19. und frühen 20. Jahrhundert, 1979, S.  604–618.
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kehre 11weitgehend, indem man entweder sogleich auf das Staatsbahnsystem setzte oder 
den privaten Streckenbau so konzessionierte, daß eine hinreichende Kapitalverzinsung 
gewährleistet war.12 Nur wenige private Gesellschaften, darunter die im nördlichen 
Ruhrgebiet mächtige Cöln-Mindener-Eisenbahn,13 konnten aus eigener Kraft überle-
ben. Im übrigen sicherte sich vor allem Preußen über Konzessionen, Kapitalbeteili-
gungen, Zinsgarantien oder die Betriebsaufsicht einen gehörigen Einfl uß auf Strecken-
bau und Betrieb und ermöglichte auf diese Weise auch den Bau unrentabler, politisch 
bzw. militärisch motivierter und subventionierter Linien. Zu einem ruinösen Wettbe-
werb wie in den USA ist es in Deutschland, mit Ausnahme von Parallelverkehren kon-
kurrierender Bahnen im Ruhrgebiet, nicht gekommen. Dies ist in erster Linie einer 
staatlichen Konzessionspraxis zu verdanken, die den Gesellschaften zwar betriebliche 
und tarifl iche Aufl agen machte, sie dafür aber auch vor Konkurrenz schützte.

 7 7Im deutschen Eisenbahnwesen wurden anfänglich konkurrierende Modelle verfolgt. 
Einige Staaten vertrauten auf das Privatbahnsystem (Hessen, Mecklenburg, Preußen, 
Sachsen), andere unterhielten Staatsbahnen (Baden, Bayern, Braunschweig, Hannover, 
Württemberg).14 Um 1860 hielten sich Staats- und Privatbahnen die Waage.15 Danach 
setzte sich in Deutschland das Staatsbahnsystem immer weiter durch: zum einen, weil 
sich für militärisch oder infrastrukturell motivierte (und daher unrentable) Strecken 
kein privates Kapital akquirieren ließ, zum anderen weil durch die Gründerkrise ab 
1878 viele Gesellschaften vor dem Konkurs standen und von den Staaten aufgekauft 
bzw. verstaatlicht wurden. Preußen etwa mußte schon in den 1850er Jahren private 
Linien subventionieren und den Bau der Ostbahn von Berlin nach Danzig und Königs-
berg auf Staatskosten in Angriff nehmen, weil sich kein privates Kapital auftreiben 
ließ.16 Ähnlich war die Lage in Sachsen. Neue Bahnen entstanden auf Staatskosten; 
Privatbahnen wurden bezuschußt und fallweise verstaatlicht.17

11 Dazu etwa Gall/Pohl (Hrsg.), Die Eisenbahn in Deutschland, 1999. Über die Eisenbahn 
hinaus: Lorenz Jellinghaus, Zwischen Daseinsvorsorge und Infrastruktur. Zum Funktionswan-
del von Verwaltungswissenschaften und Verwaltungsrecht in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts, 2006.

12 Vgl. Dieter Ziegler, Eisenbahnen und Staat im Zeitalter der Industrialisierung. Die Eisen-
bahnpolitik der deutschen Staaten im Vergleich, 1996.

13 Walter Seitz, Die Entstehung der Köln-Mindener-Eisenbahngesellschaft, 1974.
14 Zu den Modellen des Privatbahnsystems und des Staatsbahnsystems mit ihren Vor und 

Nachteilen immer noch Alfred v. d. Leyen, Eisenbahnen (Allgemeiner Teil), in: Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften, 4.  Aufl ., Band  3, 1926, S.  560, 565–569; sowie Witte (Fn.  10), S.  1 ff., 
11 ff.; genauer Überblick über die Entwicklung in Deutschland bei Wilhelm Hoff, Eisenbahnen 
im Deutschen Reich, ebd., S.  587–640; siehe etwa auch Hans-Herbert Wilhelmi, Staat und Staats-
eisenbahn, Diss. jur. Freiburg/Brsg. 1962, S.  5–14, auch in: Archiv für Eisenbahnwesen 73 (1963); 
Gerhard Stahr, Eisenbahnen in Preußen 1838–1920, 1995; Andreas Geißler, Nichtstaatlicher 
Bahnbau in Pommern und Westfalen 1880–1914, 2004.

15 Hoff (Fn.  14), S.  568.
16 Stahr (Fn.  14), S.  126–129; Kurt Born, Die Entwicklung der Königlich Preußischen Ost-

bahn, Archiv für Eisenbahnwesen 34 (1911), 879, 1125, 1431.



10 §  1 Regulierungsrecht in den USA: Vorläufer und Modell

Oliver Lepsius

 8 8Im 17europäischen Vergleich ist Deutschland früh zur Verstaatlichung der Eisen-
bahnen gelangt.18 Um 1890 war die Verstaatlichung der Eisenbahnen auf Länderebe-
ne abgeschlossen. Die Reichsverfassung von 1871 beließ das Eisenbahnwesen in der 
Kompetenz der Staaten19 und wies dem Reich bloß Aufsichtsrechte zu (Art.  41–47 RV 
1871), darunter die Tarifkontrolle, die Bau- und Betriebsaufsicht.20 Erst mit der Grün-
dung der Reichsbahn durch Staatsvertrag 1920 sowie der Deutschen Reichsbahngesell-
schaft 192421 war das Staatsbahnsystem auf der Reichsebene vollzogen (Art.  89–96 
WRV).22

3. Unterschiedliche Ausgangspunkte

 9 9Die deutsche und die amerikanische Entwicklung unterscheiden sich folglich nicht 
unerheblich, was sich auf die rechtlichen Lösungsmodelle zur Regulierung dieses Wirt-
schaftszweigs auswirkte. In Deutschland wurden die wirtschaftlichen und politischen 
Zielkonfl ikte, die der Eisenbahnbau und -betrieb aufwarf, durch Verstaatlichung beho-
ben. Nur die Verstaatlichung garantierte eine gemeinwohlverträgliche Lösung. Bei-
spielhaft sei auf die Denkschrift zur ersten preußischen Verstaatlichungsvorlage 1879 
verwiesen, die das Staatsbahnsystem unter jedem denkbaren Gesichtspunkt rechtfer-
tigte: „Unter allen Gestaltungsformen, welche das Eisenbahnwesen in den modernen 
Kulturstaaten gefunden hat, ist das reine Staatsbahnsystem allein dasjenige, welches die 
Aufgaben der Eisenbahnpolitik des Staats, die einheitliche Regelung innerhalb des 
Staatsgebietes und die Förderung der beteiligten öffentlichen Interessen vollauf zu er-
füllen vermag. Nur in dieser Form ist eine wirtschaftliche Verwendung des Nationalka-
pitals, welches durch die Anlage und den Betrieb der Eisenbahnen in so großartigem 
Maßstab in Anspruch genommen wird, möglich; nur in dieser Form ist zugleich die 
unmittelbare und wirksame Fürsorge des Staats für die seinem Schutz anvertrauten 

17 Knapper Überblick bei Wilhelmi (Fn.  14), S.  15 f.
18 1927 waren in Europa erst 56% der Fernbahnen verstaatlicht, nach Haustein (Hrsg.), Die 

Eisenbahnen im deutschen öffentlichen Recht, 1960, S.  35.
19 Eine Zusammenstellung der Eisenbahngesetze in den Ländern bei Haustein (Fn.  18), S.  27–

31.
20 Auf Bayern waren diese Bestimmungen nach Art.  46 Abs.  2 RV nicht anwendbar. Die Arti-

kel zum Eisenbahnwesen wurden weitgehend aus der Verfassung des Norddeutschen Bundes 
übernommen.

21 Ihre Ausgliederung als Sondervermögen des Reiches diente der Erfüllung des Versailler 
Vertrages. Die Reichsbahn wurde zur selbständigen Schuldnerin von Reparationszahlungen; 
vgl. Reichseisenbahngesetze v. 30.  8. 1924, RGBl. II, S.  272; Wilhelmi (Fn.  14), S.  40–44; Hoff 
(Fn.  14), S.  593–596, Eberhard Kolb, Die Reichsbahn vom Dawes-Plan bis zum Ende der Weima-
rer Republik, in: Gall/Pohl (Fn.  11), S.  109 ff.

22 Vgl. Pohl, in: Gall/ders. (Fn.  11), S.  75 ff.; Wilhelmi (Fn.  14), S.  32–44; Karl Stephani, Die 
Entwicklung des Reichseisenbahngedankens, 1928.
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Beschlußkammerverfahren, Beteiligungs-
möglichkeit im 8 92

Beseitigung (Abfall) 13 56 ff.
Betrauung 14 37
– Beweislast 14 39
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 13 63
Betriebsbeauftragter für Abfall 13 91, 103
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Klagebefugnis 8 123
Klientelorientierung 1 90 f., 116
Klubgüter 6 46
knappe Güter 8 30; auch → Verteilung 

knapper Güter
Knappheitsproblem 6 2 ff.
Kohärenz, regulative 8 115 ff.
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Konkurrenzschutz 4 48
Konsistenzgebot 8 99, 116
Konsolidierer 11 37
Konstitutionalisierung 3 5, 4 10, 13, 43
Konsultationsverfahren 9 71, 151
Konsum, Rivalität im 6 43
Konsumentenrente 6 56
Konsumzwang 5 118

Kontensystematik 1 28
Kontrahierungszwang 9 38, 13 76, 18 85
Kontrolldichte 1 77–84, 122, 8 124 ff., 22 

16 ff.
Kontrolle, Telekommunkation 8 94
Kontrollerlaubnis 13 70
Kontrollverantwortung 14 82 ff.
Konzentrationskontrolle
– Kommission zur Ermittlung der (KEK) 12 

87 ff., 96 f., 103, 108 ff., 127 f., 134, 136 f., 
141 f., 164, 169, 173

– rundfunkrechtliche 12 86 ff., 93 ff., 103, 
123, 158

Konzeptbefolgungspfl icht 4 83
Konzessionsvertrag (Wasser) 14 7
Kooperationsgemeinschaft, medizinische → 

Praxisnetz, Praxisverbund
Kooperationswilligkeit 6 12 ff.
Koordination
– Mechanismus 5 93
– Problematik 5 12
Kopfpauschale → Versichertenpauschale
Kosten, verlorene/versunkene 5 106, 6 55
Kostenerstattungsprinzip 15 5
Kosten-Nutzen-Analyse 1 97 f., 102–104, 115, 

6 127 ff.
Kostenregulierung 6 108
Kostenwirksamkeitsanalyse 6 131
Krankenhaus, Begriff 15 59 f., 93, 16 20 ff.
– besondere ambulante Behandlung 15 34, 

65, 77, 135
Krankenhausfi nanzierungssystem (monis-

tisch/dualistisch) 16 29, 33, 60, 86 ff., 203 ff.
Krankenhausfusionen 16 8, 142 ff.
Krankenhausgewinnrecht 16 88
Krankenhausmarkt 16 6, 8, 65, 102, 143
– Marktabgrenzung (räumlich/sachlich – 

Kartellrecht) 16 146
Krankenkassen 15 5, 20 ff., 70 ff., 84 ff., 87, 

98 ff., 110 ff., 125 ff., 130, 134, 157, 173, 
177 f., 183

– als Leistungserbringer → Leistungserbrin-
gung

– als öffentliche Auftraggeber 15 117 f., 121 f., 
178
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– als Unternehmen 15 6, 115 f., 179
– im Wettbewerb 15 7, 33 ff., 120
– Insolvenzfähigkeit 15 6, 46
– Konzentration 15 32, 46
– Landesverbände 15 53, 57, 61, 77, 99, 140
– Spitzenverband Bund 15 29, 101, 127, 131, 

142 f., 146, 152 f., 162, 165
Krankenpfl ege, häusliche 15 70, 92, 106
Krankentransport 15 16, 19, 50, 68, 109, 135; 

auch → Rettungsdienste
Krankenversicherung, private 15 5 ff., 47, 96, 

112, 131
Kriegszustand 5 42, 68
Kündigung, Versorgungsvertrag 16 139 ff.
Kurierdienste 11 38
Kurzberichterstattungsrecht 12 54, 68 f.

Laissez-Faire 1 45 f., 58
Lamfalussy-Prozess 18 107, 111, 114, 118 ff.
Landesmedienanstalten 8 84
Lastenausgleich 4 17
Leistungsbereitstellung, effi ziente 8 58, 62
Leistungsbeschreibung 14 74
Leistungserbringung
– ärztliche (Begriff) 15 16
– Krankenkassen als Leistungserbringer 15 

91 f.
– Leistungserbringungsverhältnis 15 5, 8, 21, 

26 f., 36 ff., 48, 52 ff., 71, 82, 115 ff., 144 f., 
165 f., 176 ff.

– nichtärztliche (Begriff) 15 17
Leitlinien 15 9, 28, 138, 171 f.
Leitungen 8 54
Leitungsgebundenheit 14 6
Leviathan 5 38, 44
Liberalisierung der Wasserversorgung 14 3
– England und Wales 14 13
Lincoln, Abraham 5 142
Liquidität 18 2, 19, 22, 73
Lissabonner Vertrag 3 25, 4 40
Lissabon-Strategie 3 25
Lizenz 11 18 ff.
Lobbyismus 1 88, 91
Locke, John 5 35

Lösungen, institutionelle → Institutionelle 
Lösungen im Regulierungsrecht

Luftverkehr 3 18

Major, John 2 5
Managed Care 15 9, 43, 96, 167
Management-Gesellschaft 15 36, 59, 69, 72 f., 

93
Markt 5 13, 93, 12 15, 17, 37, 51, 84, 88, 94 f.; 

auch → Abfallmarkt, → Krankenhausmarkt, 
→ Pfl egemarkt

– Defi nition 8 22, 27, 125
– Gleichgewicht 5 17, 6 27
– innovativer 8 28
– Lenkungsmaßnahmen 4 17
– -macht, einseitige 5 105, 109, 8 15, 24, 12 

16, 18
– rechtlich differenzierte Behandlung 4 18
– Schaffung neuer Märkte durch Regulie-

rungsrecht 4 4, 52, 64 f.
– spontane Ordnung 5 21 f.
– -transparenz 18 41
– unvollkommener 18 35
– verfassungsrechtlicher Schutz 4 27 f., 35 f., 

76
– -versagen 1 5, 14, 32, 86, 5 8, 94 ff., 111, 

115, 150, 6 23 ff., 14 25
– vollkommener 5 105, 110
Marktabgrenzung 8 22; auch → Kranken-

hausmarkt
Marktabschottung 14 2
Marktanalyse 2 23 f., 14 59, 113, 8 24, 27, 125
marktbeherrschende Stellung, Missbrauch 13 

46, 14 78
Märkte → Markt
Marktfunktionsschutz, Finanzmarkt 18 13 ff.
Marktgleichgewicht 6 27, 5 17
Marktmacht 5 105, 109, 8 15, 24, 12 16, 18
Marktöffnungsfunktion 14 29
Marktorganisation, regulative 8 5, 14
Marktstrukturregulierung 8 14, 29 ff.
Markttransparenz 18 41
Marktverhalten
– Marktverhaltenskontrolle 12 85
– Marktverhaltensregulierung 13 37, 14 29



1242 Personen- und Sachverzeichnis

Marktversagen 1 5, 14, 32, 86, 5 8, 94 ff., 111, 
115, 150, 6 23 ff., 14 25

Marktwirtschaft 4 7, 17, 19, 27, 97
– dezentrale 5 93
– kapitalistische 5 8, 18
– offene im EGV 4 39
– soziale 4 7, 19, 40, 97, 5 139
– System 5 13, 148
– Sanktionssystem 5 15
Marktzugangsregulierung 5 106, 108, 113, 8 

29, 13 37, 14 29, 64 ff.
Maßstabswettbewerb 6 50
Medianwählertheorem 6 72 ff.
Mediation 8 91
Medienkompetenz 12 10, 28, 100, 112
Mediennutzer 12 10, 70 ff., 73
Mediennutzerschutz 12 24 ff., 149
Medizinisches Versorgungszentrum (MVZ) 

15 36, 55, 59 f., 79, 90, 91, 96, 126, 16 16, 
155; auch → Praxisnetz, Praxisverbund

Mehrebenensystem, Normenhierarchien 18 
107

Mehrerlös, Abschöpfung 8 64
Mehrheitsprinzip 5 145
Meinungsäußerungsfreiheit 5 146
Meinungsmacht 12 1, 9, 12, 15 ff., 86 ff., 111, 

123, 141 f., 173; auch → Marktmacht
Meinungsvielfalt → Vielfalt, Vielfaltsicherung
Meistbegünstigungsprinzip 18 108
Menschenrechte 5 146, 148
– ethische Theorie der 5 124
Meritorik 6 36 ff.
– meritorische Güter 5 118 ff.
Methodenregulierung 9 52
methodologischer Individualismus 5 83
Mietleitungen 8 54
Mill, John Stuart 5 84 ff.
Mindestlohn 11 17, 80
Missbrauch einer marktbeherrschenden 

Stellung 13 46, 14 78
Missbrauchsaufsicht 8 20, 9 61
– Maßstab 8 58
– sektorspezifi sche 8 64
Missbrauchsmaßstab 8 58
Mitbenutzungsrechte 13 19

Mitbestimmung 4 21, 34
Mitterand, François 2 6
Modellvorhaben 15 34 f., 75, 87, 91, 102, 122, 

127, 130
Monitoring 9 63, 89
Monopol 1 31, 34, 42, 49, 91
– natürliches 5 7, 17, 105, 6 54 ff., 9 3, 13 77, 

18 35
Monopolpreis 6 56
Monti-Paket 3 78
more economic approach 3 58 ff.

Nachbesserungspfl icht 4 80
Nachfrage 5 14
– Überschuss 5 112 f.
Naming and shaming 18 77
National Labor Relations Board 1 61
Naturzustand 5 42, 68, 92
Navigator → Programmführer
Netzausbau 8 51
Netzbetreiber 8 50, 12 11, 47 ff., 62 ff., 145; 

auch → Standardisierungspfl ichten der 
Netzbetreiber

– Informationspfl icht 9 49
– Kooperationspfl icht 9 130 ff.
– Transparenzpfl icht 9 49
Netzentgelt, Netznutzungsentgelt 9 51
Netzentgeltgenehmigung 8 60, 9 52
Netzentgeltregulierung 8 41 ff., 55 ff.
– effi ziente Leistungsbereitstellung 8 58, 62
– Entgeltgenehmigungen 8 60 f., 9 52
– ex ante 8 56
– ex post 8 56
– grenzüberschreitender Netzzugang 8 65
– Missbrauchsaufsicht 8 64
– Missbrauchsmaßstab 8 58
Netzgüter 6 99 ff.
Netzindustrien 6 99
Netzinfrastruktur
– Entsorgung 13 18
– Wasserversorgung 14 5
Netznutzer 8 50, 22 13
netzökonomische Wertungsfragen 8 41
Netzregulierung 22 10 ff.
Netzwerkexternalitäten 6 65 ff.
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Netzzugang; auch→ Vertragsverhältnisse beim 
Netzzugang

– als Wettbewerbsvoraussetzung 9 15 ff.
– Anspruch 9 37 ff.
– Bedingungen 9 17
– gleichberechtigter 8 41
– grenzüberschreitender 8 65
– verhandelter 9 20
– Vertragsverhältnisse 9 39 ff.
Netzzugangsanspruch
– gesetzlicher 9 38
– privatrechtlicher 9 37 ff.
Netzzugangsregulierung 8 41 ff.
Netzzugangsvertrag 8 45
New Deal 1 55–73
Next steps agencies (NSA) 2 11
Niederlassungsfreiheit 3 33, 18 109
Non-must-Carry-Regeln → Can-Carry-

Regeln
Normative Ermächtigungslehre 22 17, 22 f.
Normative Theorie 6 7
Normierungskompetenzen der Regulierungs-

behörde 9 122
Normsetzung, private 18 131 ff.
Normsetzungsstrukturen 8 74 f.
Notenbank 18 14, 23
Notfallversorgung → Rettungsdienste
NSA (next steps agencies) 2 11
Numerierung 8 39
Nutzungs- und Verteilungsbedingungen 8 

39

OFCOM (Offi ce of Communications) 2 13, 
23

Offener Kanal 12 65, 100
Öffentliche Güter 5 95, 115 ff., 6 43 ff.
öffentliche Wasserversorgung 14 60
Öffentlichkeitsbeteiligung 8 93
Offi ce of Communications (OFCOM) 2 13, 

23
Offi ce of Gas and Electricity Markets 

(OFGEM) 2 15
Offi ce of Information and Regulatory 

Affairs (OIRA) 1 103

Offi ce of Management and Budget (OMB) 1 
102

Offi ce of Telecommunications (OFTEL) 2 13
OFGEM (Offi ce of Gas and Electricity 

Markets) 2 15
OFTEL (Offi ce of Telecommunications) 2 13
OIRA (Offi ce of Information and Regulatory 

Affairs) 1 103
Ökonomik 5 27, 36, 84, 6 1 ff.
ökonomische Analyse 1 99, 116, 5 81 ff., 92
Ökonomische Anreize (Wassermarkt) 14 11
Ökonomischer Imperialismus 5 90
Oligopol 5 17, 105 ff.
OMB (Offi ce of Management and Budget) 1 

102
Optionsgut (stationäre Sozialdienstleistun-

gen) 16 10, 205
Ordoliberalismus 4 19
Organisation 8 76 ff.
– administrative Unabhängigkeit 8 82 f.
– Aufsicht 8 82 f.
– der Energieregulierung 9 98 ff.
– der Regulierungsbehörde 9 114 ff.
Organisationspfl ichten 18 56
Organisationsrecht 1 16 f., 87, 92, 120
ortsnahe Versorgung 14 55
Ownership Unbundling 6 103

Pareto, Vilfredo 5 16
Pareto-Kriterium 5 16, 18, 93 f., 6 7
Parlament (als Repräsentationskörperschaft) 

5 145
Parlamentsvorbehalt 4 86
Partizipationserzwingungsklage 8 131
Patienten 15 9, 32
– -beauftragter 15 168 f.
– -beratung 15 127, 130, 173
– -beteiligung 15 43, 128, 167 ff.
Patientenrechte-Richtlinie 15 4, 40
Pfadabhängigkeit 6 66 ff.
Pfl egeeinrichtungen, stationäre 16, 23 ff.
Pfl egemarkt 16 6, 82, 117, 203
Pfl egesatz (Tagespauschale) 15 96
Pfl egeversicherung, private 15 23, 47
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pharmazeutische Unternehmen 15 37, 49, 95, 
110 ff.; auch → Arzneimittel; → Apotheke, 
→ Rabattverträge

Pigou, Arthur C. 5 101
Pigou-Steuer 5 101, 6 29
Pigou-Subvention 6 31
Planung, Plan 4 19
– als Zulassungregulierung 16 64
– Bedarfsanalyse 16 70
– Hill-Burton-Formel 16 70
– Krankenhausplanungsausschüsse 16 169 f.
– Krankenhaussektor 16 65 ff.
– Pfl egesektor 16 118 ff.
– Regionalisierung der Planung 16 73, 170, 

186 ff.
Planwirtschaft, staatliche 5 32, 93
Plattform, Plattformbetrieb 12 14, 17, 42 f., 

47 ff., 56, 62 ff., 79, 107, 159
Plattformbetreiber 12 4, 47 ff., 62 ff.
Politik
– Gestaltungsfreiraum 1 88 f., 112, 117, 4 9 f., 

14 ff., 20 f., 33, 43, 56, 65 f., 76 ff., 84 ff., 
97 ff., 104 f.

– Option für Regulierungsrecht 1 14 f., 
30–34, 50 f., 58 f., 86 f., 92 f., 114

– Primat der 1 34, 64
Polypol, homogenes/heterogenes 5 17
Positive Theorie 6 5, 71 ff.
Post 4 95
– Entgeltregulierung 11 44 ff.
– Patronagesystem in den USA 1 11
– Universaldienst 11 39 ff.
Postal Services Commission (POSTCOMM) 

2 14, 25
POSTCOMM (Postal Services Commission) 

2 14, 25
Postdienstleistungen 11 1
Postlizenz 11 20
Postmonopol 11 5
Postreform I 11 6
Postreform II 11 6
Postsektor 5 5, 11 3
Präferenzen 5 17
Pragmatismus 1 22, 87, 111

Praxisnetz, Praxisverbund 15 36, 60, 79 ff., 
96, 145, 173, 185; auch → Medizinisches 
Versorgungszentrum (MVZ)

Preis 5 14
– Bildung 5 17
– Mechanismus 5 25, 120
– Mindest- 5 113
– Information 5 110
Preisbindung 12 13, 59 f., 73 ff.
Preisdifferenzierung 6 56
Preisgestaltung 4 47
Preisregulierung (Wasser) 14 102 ff.
Presse 12 1 ff., 16 f., 30, 35, 58 ff., 73 ff., 82 f., 

102, 116 f., 161
Price-Cap-Regulierung 6 117 ff., 8 61
Primat der Politik 1 34, 58, 64
Privatautonomie 4 32
Private, Integration in Rechtsdurchsetzung 

18 73 ff.
Private Normsetzung 18 131 ff.
Privatisierung 4 8, 25 ff., 49, 70, 73, 103, 5 6
– materielle 13 22
– Entsorgungsordnung 13 3 ff.
– Wasserversorgung 14 15 ff.
Privatisierungsfolgenverantwortung 14 82 ff.
Privatnützigkeit 4 54
Privatrecht und Öffentliches Recht 1 11, 15, 

4 5, 57, 68
Produktverantwortung 13 92
Prognosen 4 77, 97
Programm (Content), auch → Kurzberichter-

stattungsrecht
– Produktion 12 20, 23, 91, 101, 105
– Rechte 12 10, 50 ff., 68 f., 91, 101
Programmbeschwerde 12 160
Programmführer 12 3, 14, 48 f., 101, 149
Programmierschnittstelle 12 14, 34, 49, 120 f.
Property affected with public interest 1 13, 

auch → Sozialpfl ichtigkeit des Eigentums
Psychotherapeuten 15 48, 53 f., 57 f., 153
Public-Value-Verfahren 12 81
Punktinfrastrukturen 16 4, 203
Punktwert 15 28, 56, 98 f.

Qualitätsmanagement 15 7, 9, 27 f., 135, 149
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Qualitätssicherung 15 25 ff., 32, 124, 129, 135, 
142, 149 f., 167, 171 f., 16 127; auch → 
Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit 
im Gesundheitswesen

– stationäre Gesundheitseinrichtungen
– – Expertenstandards 16 132
– –  Institut für Qualität und Wirtschaft-

lichkeit im Gesundheitswesen 16 164 f.
– – Krankenhaussektor 16 128 ff.
– – Mindestmengenregelung 16 131
– – Pfl egesektor 16 52, 132 ff.
– – Qualitätsbericht/Krankenhaus 16 130
Qualitätswettbewerb 16 59, 61, 127, 130 f., 

135, 142
Quasikollektivgüter 6 47

Rabattverträge 15 72, 76, 109, 112 f., 118
Rationalisierung, Verfahren 8 103, 115
Rationalität 6 3
Reasonableness 1 29 f., 47, 77 f., 115
Rechnungswesen 1 28
Rechtsdurchsetzung, Integration Privater 18 

73 ff.
Rechtsschichten 3 2
Rechtsschutz 8 114, 121 ff., 9 153 ff.
– auf europäischer Ebene 8 122
– auf nationaler Ebene 8 121
– Beschwerdebefugnis 9 157
– Beurteilungsspielraum 22 19 ff.
– Drittschutz 22 9
– einstweiliger 22 28
– Entscheidungsspielräume 8 124, 22 16 ff.
– Klagebefugnis 8 123
– Kontrolldichte 8 124, 9 156, 22 16 ff.
– Netzregulierung 22 10 ff.
– Rechtswegfragen 9 153 f., 22 5 ff.
Rechtsschutzziele 22 2
Rechtsvergleichung 2 2
Rechtswegfragen 9 153 f., 22 5 ff.
Rechtswegspaltung 22 6
Reformstillstand 6 10
Regelleistungsvolumina 15 99, 112
Regionalprinzip, Sparkassen 18 80
regulative Ersetzung 8 48 ff.
regulative Flankierung 8 46 f.

regulative Freistellung 8 28
regulative Kohärenz 8 115 ff.
regulatives Auffangnetz 8 48
Regulatory Capture 1 90 f., 116
Regulierung 6 16 ff., 8 3, auch → Entgeltregu-

lierung
– asymmetrische 8 15 ff.
– Etymologie 5 3
– Freiheitsaspekt 5 141, 144
– Kohärenz 8 99
– konkreten Marktverhaltens 8 14
– sektorspezifi sche 8 17
– wettbewerbsrechtliche 14 77 ff.
– Wettbewerbsregulierung 13 46 ff.
– Ziel 8 3
– Zweck 8 3
Regulierungsaufsicht 13 65
Regulierungsaufträge 4 86 ff., 97 f., 101
Regulierungsbegriff, Finanzmarktaufsicht 18 

33 ff.
Regulierungsbehörde
– als vierte Gewalt 1 67
– Beschlusskammern 9 116
– Erfi ndung in den USA 1 3, 10, 17, 35, 40, 

118
– europäische 8 86
– europarechtliche Vorgaben 9 21, 114
– Gewaltenteilung 1 33–40, 61–69, 100
– Integration privaten Sachverstands 9 117 f., 

152
– Normierungskompetenzen der 9 122
– Organisation 9 114 ff.
– politische Kontrolle 1 63, 100–108, 124
– Rivalität zur Kartellbehörde 1 44, 52 f., 70
– Unabhängigkeit 1 18 f., 35–40, 50, 63–69, 

100, 9 114
Regulierungsermessen 8 117, 124, 126, 23 19
– Eisenbahn 22 21
– Energierecht 22 20
– Medienrecht 22 18
– Strukturierung 8 44
– Telekommunikationsrecht 22 19
Regulierungsgesetze und Grundrechtsein-

griffe 4 52, 75 ff., 84 f., auch → Grundrechte 



1246 Personen- und Sachverzeichnis

als Regulierungsgrenzen; → Gestaltungs-
spielräume der Gesetzgebung

Regulierungskonzepte 6 103 ff.
Regulierungsmaßstab 8 56
Regulierungsmethoden 8 117
Regulierungsproblem 8 41
Regulierungsrecht
– branchenübergreifend 1 44, 48, 53, 92, 119, 

121 f.
– Delegation an Gerichte 1 47, 50, 79
– Entscheidungsspielräume der Behörden 1 

69, 74–79, 122
– Entstehung aus dem Common Law 1 14–

17, 21, 47, 51, 58 f.
– keine Systemgrundsätze 1 53, 85, 93, 111, 

118–124
– Reform (USA) 1 110–116
– Verfahrensrecht 1 16 f., 37, 65–73, 83, 87, 

97 f., 108, 120
– verfassungsrechtliche Grenzen in den USA 

1 15 f., 26, 29, 58 f., 70
– Zielkonfl ikte 1 29, 47, 89, 111
Regulierungsverbund, europäischer 8 85 f., 

107 ff., 22 8
Regulierungsverfügung 8 18, 45
Regulierungsverpfl ichtungen 8 26, 126
Regulierungsverwaltungsrecht 18 35
– Finanzmarktaufsichtsrecht als 18 31 ff.
– spezifi sches 8 1
Regulierungsziele 8 3 ff.
– Abfall 13 15 ff.
– angemessene und fl ächendeckende 

Versorgung 8 67
– Finanzmarktaufsicht 18 10
– Gewährleistung 8 6 f.
– Infrastrukturförderung 8 8
– Innovationsunterstützung 8 9
– Zielkonfl ikte 1 29, 47, 89, 111
– Sicherheit 1 31
– soziale Regulierungsziele 1 14, 34, 70, 86 f., 

92 f., 111, 114, 119
– Umweltschutz 1 94
– Versicherungsaufsicht 18 29 ff.
– Wasser 14 21 ff.
– Wettbewerb 1 2, 32, 46–48, 56, 86, 91, 111, 

119, 9 7, 9 ff.

– Wettbewerbsförderung 8 4 f.
Regulierungsziele nach EnWG 9 6 ff.
– Infrastruktursicherung 9 7, 24 ff.
– Versorgungssicherheit 9 7, 27 ff.
– Wettbewerb als Regulierungsziel 9 7, 9 ff.
Reichsverfassung 1871 1 8
Relationale Verträge 6 58
Renditeregulierung 6 114 ff.
Rent Seeking 6 17
Resale 8 54
Reserveverantwortung 13 79
Rettungsdienste 15 19, 44, 50 f.; auch → 

Krankentransport
Rettungsleitstelle 15 19, 51
Rezipient 12 10, 70 ff., 73
Rezipientenschutz 12 24 ff., 149
Reziprozität 5 91
Richtlinie für audiovisuelle Mediendienste 

12 3, 22 f., 101, 105, 152
Richtlinien im Gesundheitswesen 15 28, 101, 

134 ff., 142, 147 ff., 154
Risikomanagement 18 66, 70
Risikomessung 18 67
Risikostrukturausgleich 15 7, 63 f., 160
Rivalität im Konsum 6 43
Roaming 8 65
Roosevelt, Franklin D. 5 122
Rousseau, Jean-Jacques 5 35
Rückgabepfl ichten 13 94 ff.
Rückgaberechte 13 21
Rückholoptionen 13 34, 14 88 ff.
– Ausfallsicherung 14 99 ff.
– Infrastruktur 14 93 ff.
– Personal 14 98
– rechtliche Qualifi kation 14 90 ff.
Rücknahmepfl ichten 13 21, 94 ff.
Rundfunk 12 3, 8, 39 ff., 47 ff., 50 ff., 72, 83 f., 

100 f., 106, 147 f., 156 f., 170 ff.
– – Fernsehen 12 16 ff., 87 ff.
– – Hörfunk 12 16 ff., 91 f.
– –  öffentlich-rechtlicher 12 11, 19 f., 24, 40, 

70 f., 78, 80 f., 108, 130
– – privater 12 31 ff., 110 ff., 117
– – Staatsferne 12 132, 134 ff., 172
Rundfunkveranstalter → Inhalteanbieter
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Sachleistungsprinzip 15 5, 40
Sachverständigenbeteiligung 9 71, 117 f., 152, 

18 119
Schuldverhältnis, gesetzliches 8 50
Schutzpfl icht 4 30, 32, 100, 13 32, 14 49
Schwellenwerte 3 49
Screening 6 62
Securities and Exchange Commission 1 60
Seeverkehr 3 18
sektorspezifi sche Regulierung 8 17
sektorübergreifende Leistungserbringung 16 

16 f., 148
– ambulante Behandlung 16 17, 151 ff.
– ambulantes Operieren 16 17, 150
– Medizinisches Versorgungszentrum 16 16, 

155
Selbstbestimmung, freie 5 146
Selbstregulierung 1 57, 8 45
– regulierte 13 89 ff., 18 36
Selbstverantwortung, Primat der 5 139
Selbstverwaltung, kommunale 13 24 ff., 14 

42 ff.
Selbstverwaltungsgarantie, kommunale 13 

24 ff., 14 42 ff.
Selektivvertrag, Selektivvertragssystem 15 

33 ff., 70 ff., 81 f., 145, 148, 178, 183; auch → 
Vertragswettbewerb

Sensitivitätsanalyse 6 130
Service Provider → Netzbetreiber, → 

Plattformbetreiber
Service public 2 6 f., 4 41
Sherman Act 1 42–47
Sicherheit als Regulierungsziel 1 31
Sicherheit, technische 8 71
Sicherstellung der Gesundheitsversorgung 

15 8, 20 ff., 72 f.
Sicherstellungsverantwortung 4 4, 25, 36 f., 

90 ff., 13 33 ff., 14 25 ff., 16 63 ff., 205, 18 23
Signaling 6 62
Smith, Adam 5 9, 35, 55 ff., 120, 133, 136
Solvabilität 18 2, 19 f., 22, 30, 47, 56, 73, 122
– Defi nition 18 10
Solvency II-Richtlinie 18 47, 69, 103, 120
Soziale Marktwirtschaft 4 7, 19, 40, 97, 5 139
Soziale Standards 3 31

Soziale Ziele 1 14, 34, 70, 86 f., 92 f., 111, 114, 
119, 4 2 f., 7, 39 f., 55 f., 97 f.

Sozialpartner 4 10 f.
Sozialpfl ichtigkeit des Eigentums 4 55; auch 

→ Property affected with public interest
Sozialpolitik 4 19, 39 ff., 97 f.
Sozialstaatsprinzip 5 135 ff., 148, 13 27 f., 14 

47
Sparkassen 18 78 ff., 82
– Regionalprinzip 18 80
Sparkassenaufsicht 18 80
Sparkassenverband 18 80
Spezialisierung 5 11
Staatsaufgabe 4 101 ff., 13 23, 14 41
Staatsziele 4 96
– Umweltschutz 13 29 ff., 14 48
Stabilitätsgesetz 4 23
Standardangebot 8 47, 9 50, 131
Standardisierungspfl ichten der Netzbetrei-

ber
– Massengeschäftstauglichkeit 9 50
– Musterverträge 9 50, 123, 131
– Standardangebote 9 50, 131
Standards, soziale 3 31
Standardsetzung
– internationale 18 111 f.
– Vollzugsstandards 18 120 f.
Stein, Lorenz von 5 134
Stichleitungen 14 6
Stiftungen (Grundrechtsschutz) 4 70
Stigler-Peltzmann-Modell 6 82 ff.
Stromkennzeichnungspfl icht 9 30, 33
Strukturiertes Behandlungsprogramm → 

Disease Management Programm (DMP)
Strukturverträge 15 34, 66, 102 f. 
Subadditivität in den Kosten 5 105, 108, 6 54, 

100
Subsidiaritätsprinzip 6 50
Subvention 5 101, 113, 118
Sunk Costs 5 106, 6 55
Systemschutz 4 27 f., 34, 76
– als Ziel der Finanzmarktaufsicht 18 46

Take or Pay-Vertrag 13 76
Tarifparteien 4 11
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Tarifregulierung (USA) 1 25–31, 34
Tarifsystem 8 59
Tatsachenkontrolle 4 74, 78 ff.
Tauschhandel 5 11, 75, 93
Technologieneutralität 8 9
Telekommunikation 3 16, 41, 4 95, 5 5
– Kundenschutz 8 69
– Legaldefi nition 8 2
Telekommunikationsdienstleistungen 8 66 ff.
– angemessene und fl ächendeckende 

Versorgung 8 67
– Endkundenentgelte, Regulierung der 8 66
– Endkundenschutz 8 69
– Universaldienst 8 67
Telemedien 12 3, 30, 35, 48 f., 81, 115 ff., 147 f.
Thatcher, Margaret 2 4
Tocqueville, Alexis de 5 148
Transaktionen 5 12, 93
– spekulative 5 113
Transaktionskosten 5 90, 100
Transnationales Recht 3 9
Transparenz, vollkommene 5 17
Transparenzrichtlinie 12 80 f.
Trittbrettfahrer-Problem 5 115
Trust (USA) 1 34

Überlassungspfl icht 13 7
Überprüfungspfl ichten 8 18
Überwachung 13 64 ff., 14 109 f.
– als Instrument des Finanzmarktrechts 18 

53 ff.
Umverteilung 4 17
Umweltschutz 4 99
– als Regulierungsziel 1 94
– als Staatsziel 13 29 ff., 14 48
Umweltverträglichkeit der Energieversor-

gung 9 32 ff.
Unabhängigkeit, administrative 8 82 f.
Universaldienst 8 67, 11 39 ff., 13 74
Unsichtbare Hand 5 55, 94, 120
Unteilbarkeiten 5 95, 105 ff.
Unternehmensabschluß, Überwachung 

durch die BAFin 18 25
unternehmerischer Gestaltungsspielraum 22 

21

Unterstützungsauftrag 8 9
Untersuchungsmaxime, verwaltungsprozess-

rechtliche 22 28
USA
– Antitrust-Recht 1 41–51
– Deregulierung 1 104, 114
– Due process 1 37, 70–72, 83
– Eisenbahnregulierung 1 11–34
– Executive Branch 1 38, 100–108
– Regulierungsbehörden 1 18, 34–40, 63–69, 

100
– Verfassungsrecht als Regulierungsgrenze 

1 15 f., 26, 29, 58 f., 70

Verbände, intermediäre 4 11
Verbändevereinbarung 9 20, 123, 128 ff.
Verbraucher
– Verbraucherfreundlichkeit 9 30
– Verbraucherverbände 9 30, 138, 157
Verbraucherschutz 9 28 ff.
– Mediennutzerschutz 12 24 ff., 149
– privatrechtlicher 8 69
Verbundstrukturen 9 108 ff.
Vereinigte Staaten von Amerika → USA
Verfahren 8 87 ff., 9 134 ff.
– allgemeines Behördenverfahren 8 88 ff.
– Anhörungen und Konsultationen 9 

150 f.
– Beobachtungspfl ichten 9 71, 141
– Berichtspfl ichten 9 71, 142 ff.
– Evaluierungspfl ichten 9 71, 145, 149
– Kosten 9 139
– Publikationspfl ichten 9 137
– Sachverhaltsermittlung 8 89
– Verfahrensketten 8 101 ff.
– Vorläufi gkeit 9 136
– Wissensgenerierung 9 140 ff.
Verfahrensketten 8 101 ff.
– Kohärenz, regulative 8 115 ff.
– Rechtsschutz 8 114, 129 ff.
Verfahrenskontrolle 4 80, 104
Verfahrensrecht 1 16 f., 37, 65–73, 83, 87, 97, 

108, 120
Verfahrensstufung 8 49, 102 ff.
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Verfassung → Grundrechte, → institutionelle 
Lösungen, → Konstitutionalisierung, → 
Wirtschaftsverfassung

Verfassungsverbund, europäischer 3 23
Vergaberecht 3 46 ff., 8 36, 14 75, 15 82, 86, 

109, 117 f., 120, 177, 183
– vergabefremde Ziele 3 52
Vergaberegulierung 13 44 f., 14 67 ff.
Vergabeverfahren 3 46 ff., 8 36
Verhältnismäßigkeit 4 74 ff.
– Tatsachenkontrolle 4 78 ff.
Verhältnismäßigkeitsprinzip 5 148, 6 42
Verhandlung 8 46
Verkaufsverpackungssektor 13 2
Verkehrswege 8 31
Verlage → Inhalteanbieter, → Presse
Verlorene Kosten 5 106, 6 55
Vermögen als Schutzgut der Eigentums-

garantie 4 60
Verpackungsverordnung 13 95 ff.
Versichertenpauschale (Kopfpauschale) 15 9, 

96, 98, 99, 105
Versicherungsaufsicht Ziele 18 29 ff.
Versorgung 15 77, 91, 95, 117, 118, 122, 145, 

150, 167
– angemessene und fl ächendeckende 8 67
– besondere ambulante 15 34 f., 74, 84, 86, 

88, 102, 105, 121
– hausarztzentrierte, hausärztliche → 

Hausarzt
– integrierte 15 10, 22, 24, 34 ff., 66, 69, 72, 

76, 84, 88, 102 ff., 112 f., 122, 125, 131, 148, 
185

– ortsnahe 14 55
– sektorübergreifende 15 38, 39, 71, 80, 93, 

114, 116, 120, 142
– vertragsärztliche 15 21, 28, 53 ff., 83, 98 ff., 

134, 148
Versorgungsauftrag 16 74, 85, 104, 110
Versorgungsdualismus (ambulant/stationär) 

16 18, 144
Versorgungspfl icht 14 62
Versorgungssicherheit 9 7, 27, 34, 14 26
– ausreichendes Energieangebot 9 87 ff.
– Eigenüberwachungspfl icht 9 86

– Instrumente 9 86 ff.
Versorgungsvertrag 16 76 ff.
– Krankenhaussektor 16 33, 64, 77 ff.
– Pfl egesektor 16, 81 ff., 124, 132, 134, 

182
– Vertragsgestaltung 14 83 ff.
Versorgungsweg, verkürzter 15 94
Versorgungsziele (stationärer sozialer 

Sektor)
– Bedarfsgerechtigkeit 16 34 ff.
– Krankenhaussektor 16 29 ff.
– Leistungsfähigkeit 16 37 ff.
– Pfl egesektor 16 47 ff.
– Trägerpluralität 16 42 ff., 49, 54
– Wirtschaftlichkeit 16 32 ff., 48
Verstaatlichung 1 6–8
– Banken 18 23
Versteigerungsverfahren 8 36
Versunkene Kosten 5 106, 6 55
Verteilung knapper Güter 8 30 ff.
– Frequenzzuteilung 8 32
– Numerierung 8 39
– Wegerechte 8 31
Vertrag von Lissabon 3 25, 4 40
Vertragsarzt 15 21, 54, 94, 95, 126, 132
– im Anstellungsverhältnis 15 34, 55, 79, 90, 

96, 126
Vertragsverhältnisse beim Netzzugang 9 

39 ff.
– Anschlussnutzungsvertrag 9 42
– Bilanzkreisvertrag 9 42, 131
– Förderung des Vertragsschlusses 9 48 ff.
– Lieferantenrahmenvertrag 9 41, 131
– Netznutzungsvertrag 9 40 ff., 131
– Stromlieferungsvertrag 9 41
– Wegenutzungsvertrag 9 3, 5
Vertragswettbewerb 15 9 ff., 12 ff., 43, 120 f., 

167
Vertrauen 18 10 f., 13, 15, 24
Verwaltungshandeln, internationalisiertes 3 

9
Verwaltungsrecht, internationales 3 8 ff.
Verwaltungsverbund, europäischer 3 37
Verwertung (Abfall) 13 53 ff.
Verwirklichungspotentiale 5 132 ff.



1250 Personen- und Sachverzeichnis

Vielfalt, Vielfaltsicherung 12 8 ff., 15 ff., 49, 
63 f., 93, 114, 125, 133, 141, 157, 172

Völkerrecht 3 5
Vorgaben, internationale 8 33
Vorrang der Abfallvermeidung 13 96
Vorsorgeprinzip 14 56

Wasser 2 32
– Wasserverband 14 1 f.
– Wasserversorgung 14 1, 60 ff.
Wegerechte 8 31
Weimarer Reichsverfassung 1 8
Weisungsfreiheit 8 82
Weisungsrecht 9 115 f.
Welthandel 3 13 f., 5 150
Wertungsfragen, netzökonomische 8 41
Wesentlichkeitslehre 4 86
Wettbewerb 5 7, 13, 18, 19, 21, 105, 109
– als Entdeckungsverfahren 4 6, 8 9
– als Instrument 1 2, 111
– als Regulierungsziel 1 2, 32, 46–48, 56, 86, 

91, 111, 119, 4 3 f., 48 f., 9 7, 9 ff.
– Diensteanbieter 8 66
– durch Netzzugang 9 15 ff.
– Finanzmarkt 18 35 f.
– grundrechtlicher Schutz 4 27, 48 f.
– im Abfallmarkt 13 12 ff.
– im stationären Gesundheitssektor 16 6 ff., 

27, 50, 54 ff., 67, 82, 93, 102, 115 ff., 121, 
144, 148, 156, 198, 205

– im Wassermarkt 14 5 ff.
– Instrumente 9 36 ff.
– Sozialpfl ichtigkeit des Wettbewerbs 4 5, 

41
– um den Abfallmarkt 13 11
– um den Markt 6 57
– um den Wassermarkt 14 9 ff.
– unlauterer 5 109
– wirksamer 8 24
Wettbewerbsförderung 8 4 f.
Wettbewerbsrecht 3 55 ff., 8 64
– europäisches 14 34 ff.
Wettbewerbsrechtliche Regulierung 14 77 ff.
Wettbewerbsregulierung 13 46 ff.

WGIG (Work Group of Global Governance) 
12 104, 145

Widerspruchsverfahren 22 28
Willkürverbot 4 65
Wirtschaftlichkeit (Vergaberecht) 14 75
Wirtschaftlichkeitsprinzip 6 52
Wirtschaftsaufsicht 13 65
– Finanzmarktaufsicht als Teil der 18 86 ff.
Wirtschaftslenkung 4 17
Wirtschaftsliberalismus 1 26, 46, 51, 58
Wirtschaftspolitik 4 1, 5 f., 13 ff., 38 ff., 101 ff.
– Europäisierung der 4 38
Wirtschaftsverfassung 3 1, 4 3, 9, 14 ff., 22 ff., 

34, 85
– europäische 3 24
– institutionelle statt materielle Deutung 4 

43, 76, 88, 97 ff., 104 f.
– sektorspezifi sche Beurteilung 4 44, 81
Wissensdiffusion 8 73
Wissensgenerierung 8 72 f., 13 59 ff., 14 108
Wohlfahrtspluralismus 16 5
Work Group of Global Governance (WGIG) 

12 104, 145
World Trade Organization (WTO) 3 14, 18 

108
WTO (World Trade Organization) 3 14, 18 

108

X-Ineffi zienzen 6 58

Yardstick-Competition 6 50

ZAK (Kommission für Zulassung und 
Aufsicht) 12 87, 111 f., 127 f., 141, 169

Zeitpräferenzrate 6 38
Zertifi kate 5 99
Zertifi zierung, private 8 71
Ziele → Regulierungsziele
Ziele, soziale 1 14, 34, 70, 86 f., 92 f., 111, 114, 

119, 4 2 f., 7, 39 f., 55 f., 97 f.
Zugangsanordnung, behördliche 8 48 ff.
Zugangsberechtigungssystem (Medien) 12 

34, 48 f., 79, 113, 120 f.
Zugangsrecht, Zugangsanspruch 15 82 ff., 89, 

121 f., 180, 183
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Zugriffsgegenstand des Kapitalmarktrechts 
18 3

Zulassung 15 8, 52, 56 ff., 63, 67, 78, 130, 132, 
160

Zusammenarbeit, kommunale 13 45
Zusammenschaltung 8 53
Zweck-Mittel-Kontrolle 4 74
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